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KOMMENTAR

Schuld sind immer 
die anderen
Die Politik macht 
keine Fehler, oder?

Von Lars Eichert, LandesvorsitzendeHaus & Grund Brandenburg
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Ab dem 1. Januar 2024 müssen in den meisten Neubauten 
Heizungen mit 65 % erneuerbarer Energie eingebaut werden. 
Die bestehenden Heizungen sollen schrittweise bis 2028 
umgebaut werden. Versprochen hat die Regierungskoalition 
aus SPD, Grünen und FDP, dass es dafür Förderungen geben 
werde. Bis zu 70 % der Investitionskosten sollte die maximale 
Förderung betragen. 

Beschlossen waren die Förderungen allerdings noch nicht, 
und nun ist fraglich, ob oder in welchem Umfang sie über-
haupt kommen. Mit der Entscheidung des Verfassungsgerichts 
fehlen 60 Milliarden im Haushalt – und ausgerechnet auch die 
Mittel, die für die Förderung im Rahmen des Heizungsgesetzes 
vorgesehen waren.

Und nun? Diskutieren die Politiker ein Verschieben oder Aus-
setzen des Heizungsgesetzes? Sinnvoll wäre es, denn selbst die 
Bundesregierung ging von jährlich rund 9,2 Milliarden Euro für 
den Einbau neuer Heizungsanlagen in den Wohngebäuden aus. 
Die Kommunen rechneten für den Umbau ihrer Gebäude wie 
Schulen, Rathäuser etc. mit rund 8 Milliarden Euro. 

Die Kosten, die auf die selbstnutzenden Eigentümer und die 
Mieter zukommen, um die Heizungen auszutauschen und die 
Gebäude an die neuen Heizungen anzupassen, sind enorm. 
Teilweise waren für den Zeitraum bis 2045 Kosten von mehr 
als 600 Milliarden Euro im Gespräch. 

Aber zurück zur Frage: Die Forderung verschiedener Verbände, 
das Heizungsgesetz auszusetzen, ist bislang nicht aufgegriffen 
worden. Die Politik müsste dafür ja auch Fehler eingestehen.

Der Umgang mit Fehlern fällt der Politik anscheinend jedoch 
schwer, und schuld sind ohnehin immer die anderen. Bei dem 
verfehlten Ziel von 400.000 neuen Wohnungen waren es ja 
auch nicht die immer höheren Anforderungen an die baulichen 
Standards, fehlendes Bauland, überbordende Bürokratie oder 
lange Bearbeitungszeiten der Bauanträge, was über Jahrzehnte 
durch die Entscheidungen der Regierungen und Parlamente 
zu verantworten wäre. 

Vielmehr wird jetzt alles auf die gestiegenen Zinsen und Bau-
preise geschoben. Darum muss man an den anderen Dingen 
auch nichts ändern, denn ohne die hohen Zinsen und Bau-
preise hätten wir jetzt bestimmt 400.000 Wohnungen mehr 
in Deutschland, oder? 

Und beim Heizungsgesetz wird sicher auch erzählt werden, dass 
alles finanziell im vertretbaren Rahmen zu stemmen gewesen 
wäre, wenn da nicht irgendjemand das Verfassungsgericht 
bemüht hätte. 

Liebe Politiker, wie wäre es mit einem „Stimmt, da haben wir 
uns geirrt, das prüfen wir noch mal sorgfältig und machen 
es anders“? Dabei müsste man unter Umständen noch nicht 
einmal seine Ziele infrage stellen, sondern nur den Weg dahin.


